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Quo vadimus 
Grundgedanken zum Verhältnis von 

Wirtschaft, Gesellschaft und Staat 

Rainer Bartel 

"Die Weltwirtschaft ist - mit zwei Dritteln der Welt­
bevölkerung in Wachstumszonen - im Grunde gesund." 

Wolfgang Schüssel, in: Der Standard (23. 09. 1998) 5. 

1. Ökonomische Grundfragen 

Drei Grundfragen stellen sich angesichts des obigen Zitats: 
Ist Wirtschaftswachstum gleichbedeutend mit Steigerung der Wohlfahrt 

(Lebensqualität)? 
Wie steht es mit den Anreizmechanismen in der Gesellschaft im Hinbl ick 

auf das Ziel gesellschaftl icher Wohlfahrt? 
Was wäre die Aufgabenstellung des Staates bei einer umfassend ver­

standenen Orientierung an der gesellschaftlichen Wohlfahrt? 
Daß die Wirtschaft als Gesamtheit der Marktproduzenten insofern "ge­

sund" ist, als das Welteinkommen im Regelfall von Jahr zu Jahr real zu­
nimmt, ist einsichtig; Konjunkturzyklen sind längst zu Wachstumszyklen 
geworden ; ein Wachstum nahe bei Nul l  bedeutet schon eine (Beschäfti­
gungs-)Krise. Tatsächlich ist die Sicht von Wachstumsschwäche als Krise 
nicht unberechtigt, benötigen wir auf Grund technisch-organisatorisch be­
dingten Produktivitätsfortschritts doch deutlich positives Wachstum, damit 
die Arbeitslosenquote nicht steigt.1 

2. Wohlstand oder Wohlfahrt als Orientierungspunkte von 
Wirtschaftspolitik 

Die erste Problematik dabei ist, daß Datenaggregation Detail information 
verwischt; die beeindruckenden Ergebnisse der im Hinbl ick auf Gesamt­
produktionsvolumen und kaufkräftiges Gesamteinkommen unerreicht 
leistungsfähigen Marktwirtschaft verdecken die relative Position individuel-
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ler Personen, Gruppen, Regionen und Staaten .  Die neueste Schlagwort­
kreation "Giocalisation" ("Giobalisation" plus "Localisation") weist darauf 
h in ,  daß Produktionsstandortentscheidungen nicht nur globalisiert werden ,  
sondern dabei Produktion (Einkommensentstehung) und - modifiziert 
durch interregionale Einkommenstransfers - Einkommensverwendung 
auch regional konzentriert werden (z.B.  die "Wohlstandsbanane" London­
Frankfurt - München oder der "Winners' Cluti' der wachsenden OECD­
Wirtschaften). Ebenso geht bei Aggregation Information über die Qualität 
der Marktproduktion verloren - zumindest, wenn man nicht wohl informierte 
Konsumentinnen und optimale Preise unterstellt, welche bei vollkomme­
nem Marktwettbewerb die Wertschätzung der optimal informierten Nach­
fragerinnen beim Kauf ausdrücken. 

Zweitens besteht das Problem, daß der Konsum von Marktprodukten 
nicht die alleinige Quelle von Nutzen ist. Wohlstand läßt sich - zwar bedingt, 
aber doch noch vertretbar - durch quantitative Größen (wie Bruttoinlands­
produkt oder Volkseinkommen) ausdrücken. I nsbesondere ist dies ein 
gangbarer Weg, wenn Haushaltsproduktion, ehrenamtliche Leistungser­
stellung (z.B. Sozialvereine, Nachbarschaftshilfe) und informelle Wirtschaft 
(Schwarzarbeit) h inzugeschätzt werden. 

Doch Wohlfahrt als Ausdruck des Gesamtnutzens eines Kollektivs, der 
Lebensqualität in  einer Gesellschaft oder einem Subsystem von ihr, umfaßt 
auch, und zwar n icht unwesentlich, qualitative, schwer faßbare Faktoren.  
So beinhalten etwa die "sozialen Indikatoren" des Österreichischen Statisti­
schen Zentralamts neben materieller Wohlfahrt (Wohlstand) die immateri­
ellen Komponenten Gesundheit, Bildung, Beschäftigung und Arbeitsbedin­
gungen, I nformation und Kultur, Wohn- und Siedlungsqualität, soziale Si­
cherheit, persönl iche Sicherheit und Rechtspflege. Selbst darin sind noch 
nicht die Umweltqualität und die effiziente Verwendung natürlicher Ressour­
cen berücksichtigt; Preise von Umweltgütern (Marktpreise ebenso wie po­
l itisch-admin istrative Preise in Form von Umweltabgaben) sind insofern 
nicht optimal , als sie entweder völl ig fehlen oder langfristige Knappheiten 
nicht signalisieren und Ausrottung durch "Übererntung" nicht notwendiger­
weise verhindern.2 

Im qualitativen Bereich der Wohlfahrt sind auch relative Positionen 
(Wohlfahrtsverteilungen über Personen, Gruppen,  Regionen) für die Ge­
samtwohlfahrt erheblich . U nd so unterscheiden sich Rangreihungen von 
Ländern nach der Wohlfahrt deutlich von jener nach dem Wohlstand; sol­
che "Rankings' sind also je nach Verwendung entweder bloß quantitativer, 
kommerzieller oder aber auch qualitativer, gesellschaftlicher Bewertungs­
kriterien verschieden.3 Zusätzlich ist dabei mitentscheidend und von Bedeu­
tung, daß die Verteilung selbst quantitativer, marktbezogener Größen (wie 
die personelle Vertei lung des Volkseinkommens oder Finanzvermögens) 
Einfluß auf die Gesamtwohlfahrt nimmt. 

Endlich schließt sich der Problemkreis wieder, indem qualitative Wohlfahrt 
- etwa in Form einer eher gleichmäßigen Verteilung von Wohlstand - auf 
längere Sicht günstige Rückwirkungen auf die Entwicklung der Markt-
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produktion und ihrer Leistungseinkommen hat. ln diesem Zusammenhang 
fördert allerd ings individuel les Wohlstandsdenken und -streben, wie es­
anreizbedingt - für d ie Konkurrenzkämpfe auf den Märkten charakteristisch 
ist und zu einer tendenziell ungleicheren Verteilung führt, eben nur den ma­
teriellen Teilbereich der Wohlfahrt (und diesen auch nur insgesamt bzw. im 
Durchschnitt) , beeinträchtigt aber die immaterielle Wohlfahrtskomponente 
aus dem Umwelt-, Qual itäts-, Verteilungs- und sozialen Aspekt heraus. 

Was die Qualität der Marktproduktion betrifft, kann Wettbewerb in über­
steigerter Form den Konkurrentinnen auf dem Absatzmarkt den "Zwang zur 
Lüge" abverlangen, das heißt, Güterqualitäten und Handelskonditionen ver­
sprechen zu müssen, die n icht eingehalten werden können.4 Außerdem ist 
in dieser H insicht auch die aus dem individuellen Gewinnmotiv erzeugte 
Güterpalette danach zu hinterfragen, ob denn bestimmte marktgängige Gü­
ter auch sozial erwünscht sind,5 weil sie vielleicht auf Grund hoher Risiken 
oder Schäden für Mensch, soziales Zusammenleben und Natur die gesell­
schaftliche Wohlfahrt beeinträchtigen. 

Obwohl also in der Ökonomie und anderen Sozialwissenschaften - mit 
Ausnahme extrem l iberalistischer Positionen - weitgehend akzeptiert ist, 
daß Wohlstandsmaximum als Marktergebnis in der Regel nicht dem gesell­
schaftl ichen Optimum (Wohlfahrtsmaximum) entspricht und daß auch die 
immaterielle Komponente von Wohlfahrt eine langfristige Bedingung für 
eine befriedigende Wohlstandsentwicklung ist, sind offizielle Statistiken und 
wirtschaftspolitische Konzepte eher auf Wohlstandsaggregate und 
-durchschnittsgrößen ausgerichtet. Kritische Überlegungen , die das 
Koordinationsversagen der Märkte als Ursache für das Auseinanderklaffen 
von Wohlstand und Wohlfahrt hervorheben, sind in der wirtschafts­
theoretischen Debatte wie in der wirtschaftspolitischen Praxis allerdings 
ziemlich aus der Mode gekommen. Dadurch wird auch die Grundfrage nach 
dem Verhältnis von Wirtschaft, Gesellschaft und Staat einseitig verkürzt 
behandelt und mit ihrem eigentlich typischen Inhalt in den Hintergrund ge­
drängt. 

3. Individuum und Staat, Marktanreize, Wohlstand und 
Wohlfahrt 

Überlegungen zum Verhältnis zwischen Individuum und Staat sind grund­
legend geprägt durch das Spannungsfeld zwischen individueller Freiheit ei­
nerseits und allgemeiner Sicherheit und prinzipieller Gerechtigkeit anderer­
seits. Anarchie bietet den Individuen maximale Freiheit, aber Sicherheit und 
Gerechtigkeit sind unter d iesem Regime nur für einzelne, nur durch Macht 
(ökonomische Stärke, Reichtum) und nur unter relativ hohen Kosten im Ver­
gleich zu einer kollektiven Ordnung zu erreichen. Selbst der ökonomische 
Liberalismus ist - allerdings aus den egoistischen Gründen einer Senkung 
der individuellen Kosten für wirtschaftliche Transaktionen - stets von der 
Voraussetzung einer gesellschaftl ichen Ordnung ausgegangen. Jedoch das 
entscheidende Unterscheidungsmerkmal zwischen den gesellschaftl ichen 
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Konzeptionen (Liberal ismus versus Kommunitarismus) ist die in Theorie 
und Praxis angewandte Methodik: Sie folgt entweder dem Individualprinzip 
oder dem Gemeinwohlprinzip. 

Auf der liberalen Seite der ökonomischen Wissenschaft steht der Nutzen­
individualismus, also das Primat des weder wissenschaftlich faßbaren 
noch politisch zur Disposition stehenden Nutzens des souveränen Individu­
ums. Methodisch wird die Summe der I nd ividualnutzen mit der gesellschaft­
lichen Wohlfahrt gleichgesetzt. Diese uti l itaristische Position betrachtet da­
her den Staat als eine Institution, die sehr ähnlich wie der Markt funktionie­
ren sol l .  ln diesem Sinn ist die beste Wohlfahrtspolitik daher eine, die durch 
Mehrheitsabstimmungen über die einzelnen staatlichen Projekte und ihre 
Finanzierung entschieden wird (Schlagwort: "der Staat als Supermarkt") .  
Denn es gibt in d ieser Denkart zwar Gemeinschaftsangelegenheiten (staat­
l iche Aufgaben) - das sind jene Kollektivregelungen, welche die I ndividual­
nutzensumme maximieren. Aber es existieren keine Gemeinschaftsan­
l iegen (öffentliche Interessen), kein  spezifisches Gemeinwohl,6 das über 
die Individualnutzensumme hinausgeht und die gesellschaftl iche Wohlfahrt 
noch weiter erhöhen würde? 

Vom Gegenteil geht der systemtheoretische (sozialkonstruktivistische) 
Ansatz aus, der in heutiger Zeit als Kommunitarismus apostrophiert wird.8  
Das spezifische Gemeinwohl wird als die Gesamtheit an öffentlichen "Gü­
tern" ( I nteressen) gesehen . Diese werden vom Markt systematisch nicht 
produziert, wei l  das Anreizsystem einer Marktwirtschaft auf dem materiel­
len Eigeninteresse beruht, das den Individualnutzen maximiert. Öffentliche 
Güter kommen nicht zustande, gerade weil der Marktmechanismus funktio­
niert, und nicht wei l  der Marktwettbewerb unvol lkommen wäre.9 Folglich 
muß der Staat öffentliche Güter wie Vollbeschäftigung, Konjunkturstabi lität, 
Wachstumsoptimalität, Verteilungsgerechtigkeit, Umweltqualität etc. bereit­
stellen. Daran sind die Staatsaktivitäten konsequent auszurichten. 10  Diese 
funktionelle, am Gemeinwohl, an der gesellschaftlichen Wohlfahrt orientier­
te Sicht des Staates ist längst n icht mehr neu, 1 1  wird aber seit der konser­
vativen Gegenrevolution Ende der siebziger Jahre anders aufgefaßt: Regeln 
zur Begrenzung des diskretionären Staatshandeins gegenüber dem Indivi­
duum sind heutzutage von größerem Interesse als Überlegungen zur Opti­
mierung der Staatstätigkeit.12 Dieser Auffassungswandel ist dann vertret­
bar, wenn einzelwirtschaftliche Effizienz (Produktivitätsmaximum) als ge­
sellschaftliches Wohlfahrtsmaximum angesehen wird . 1 3  

4. Das alte und das neue Bild von Wirtschaft und Politik, 
Unternehmertum und Wirtschaftspartnerinnenschaft 

4.1 Globale Konkurrenzierung und geänderte Interessenkoalitionen 

Die neunziger Jahre waren ein Jahrzehnt der I ndividualisierung und 
Entsolidarisierung. 14  Aufbereitet wurde diese Entwicklung durch die erhöh­
te Wettbewerbsintensität und die Global isierung des Wettbewerbs. Diese 
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Phänomene nehmen - (zwischen-)staatlich unreguliert und unkoordiniert­
wirtschaftlich bedrohliche Dimensionen an und werden von den Menschen 
auch so empfunden. Sie verstärken zum einen das Bestreben von Individu­
en, Regionen und nationalen Regierungen, sich gegenüber den anderen 
und auf Kosten der anderen möglichst stark zu positionieren , und ebenso 
die Bereitschaft, dabei makroökonomische Zusammenhänge und ihre Be­
deutung für den allgemeinen Wohlstand und d ie gesellschaftl iche Wohlfahrt 
zu übersehen. Die eingeengte, auf dem lndividualnutzen-Prinzip beruhen­
de, individual istische bzw. nationalistische Sicht vertraut darauf, daß aus 
dem globalen Wettlauf um möglichst hohe Nettoexporte ein Positiv­
summenspiel entsteht (d.h .  ein globaler Vortei l  trotz national sehr unter­
schiedlicher Erfolge bzw. Mißerfolge). Dabei dominiert jedoch in der Praxis 
das "Schwarzfahrer-Verhalten" ("beggar-thy-neighbour policy'): Jeder 
Staat, der dazu nur irgendwie in der Lage ist, realisiert möglichst hohe Au­
ßenhandelsüberschüsse während er auf einen Zahlungsbilanzausgleich 
der anderen Staaten hofft, damit der globale Entwicklungsprozeß n icht 
durch Einkommens- und Kaufkraftungleichheiten gebremst wird .  Je mehr 
Staaten aber ,schwarzfahren', indem sie ihre eigenen Nettoexporte unbe­
dingt maximieren und darin auch erfolgreich sind, desto eher kann aus dem 
erhofften Positivsummenspiel ein Negativsummenspiel werden.15 So gese­
hen sind das Beispiel der dreißiger Jahre und die Mahnung der 
keynesianischen Analytiker noch heute aktuell und bilden ein Argument für 
die Regulierung des Welthandels, der ausländischen Direktinvestitionen 
und der globalen Finanzmärkte. 16  

Die globale Verschärfung des Wettbewerbs stärkt zum anderen auch die 
Bereitschaft der Individuen (selbst der Arbeitnehmerlnnen) , sich dem l ibe­
ralen Dogma vom unbedingten Anpassungserfordernis an die Markt-"Ge­
setze" zu unterwerfen17 und einer Dumping-Politik hinsichtlich Löhnen , Ar­
beitsbedingungen , Sozialstandards und Umweltqualität zuzuneigen. So 
haben sich denn die Befürworterinnen der vollständigen individuellen Anpas­
sung an die aus l iberaler Sicht bestehenden E rfordernisse der Märkte als 
pol itisch erfolgreich erwiesen . Das Dogma wird zunehmend akzeptiert, daß 
die Märkte quasi naturgesetzmäßig funktionieren und die Politik nicht sinn­
voll steuernd regulieren und intervenieren könne; gegen das "Naturgesetz" 
von Angebot, Nachfrage und Marktpreismechanismus könne wirtschaftspo­
l itisch nicht erfolgreich agiert werden. Wenn sich aber die Wirtschafts­
politikerlnnen und Wirtschaftssubjekte den Marktkräften fügten, würde oh­
nehin das Wohlstandsmaximum realisiert, welches immer mehr mit dem 
Wohlfahrtsmaximum identifiziert wird .  Die "Vermarktungsfähigkeit" von 
wirtschaftspolitischen Konzepten dürfte daher entscheidend durch die von 
der Bevölkerung subjektiv empfundene Bedrohlichkeit bzw. eingeschätzte 
politische Gestaltbarkeit der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen (der 
Märkte und Marktergebnisse) geprägt werden.18 Zu solchen theoretischen 
Überlegungen paßt das empirische Bild von der Veränderung der wirt­
schaftl ichen Bedingungen und Verschärfung der Problemstellungen vor 
rund dreißig Jahren und der darauffolgenden politischen Hinwendung zum 
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Kons.�rvatismus (Großbritannien, USA und BRD in  den späten siebziger 
und Osterreich in den mittleren achtziger Jahren) mit seinen neoliberalen 
Ausläufern in den neunziger Jahren.19 

Einen Schritt in der Argumentationskette weiter zurück gehend, ortet 
Schulmeister ( 1 998) den Grund für die weltweite Liberal isierungs- und 
Konkurrenzierungstendenz in einem Übergang eines impliziten (sti llschwei­
genden) Kontrakts, und zwar weg von der I nteressenallianz zwischen den 
Investorinnen in Produktionskapital (Realkapital) und Arbeitnehmerlnnen­
schaft hin zu einem "invisible handshake" (einer I nteressengemeinschaft) 
zwischen Produktionskapital- und Finanzkapital- lnvestorlnnen: Zuerst wa­
ren niedrige Zinsen und ein stabiles Preisgefüge als vordringlich für hohe 
Anlageninvestitionen , Produktion und Beschäftigung betrachtet worden. 
Weil aber dadurch Vollbeschäftigung erreicht und die Arbeitnehmerlnnen­
schaft zu sehr gestärkt worden war, folgte ein Strategie- und All ianzwechsel 
(ein Defektieren vom impliziten Kontrakt) , was in die bis heute währende 
Interessenkoalition zwischen Finanz- und Realkapitai- Eignerlnnen münde­
te: Hohe Zinsen und flexible, ja sogar volatile Preis- und (Wechsei-)Kurs­
relationen werden seither als Voraussetzung für eine "industrielle Reserve­
armee", niedrige Löhne, hohe Renditen und spekulative Vermögens­
gewinne ("Casino-Kapitalismus") angesehen. 

4.2 Wirtschaftspartnerinnenschaft versus Shareholder Value-Mentalität 

Die Österreichische Wirtschafts- und Sozialpartnerinnenschaft wird stets 
im Zusammenhang mit Austrokeynesianismus (frühe siebziger bis frühe 
achtziger Jahre) genannt - allerdings mit dem meist einseitigen Blick auf 
Preisniveau-Stabil isierung mittels Lohnzurückhaltung. Ergänzt wurde die­
se enge Sicht aber schon von Erich Streißler ( 1 976) , der die Kostenvortei­
le des sozialen Friedens und dessen Wachstumseffekte unterstreicht und 
eine ebenfalls kontrakttheoretische Sicht der Arbeitsbeziehungen entwik­
kelt. Danach würden lohn- und streikpolitische Zurückhaltung zwecks 
Gewinnerhöhung gegen eine Stabi l isierung der Beschäftigungsverhältnis­
se über den Wachstumszyklus hinweg impl izit "ausgetauscht". Herbert 
Walther ( 1 984) verbindet die Ansätze der Preis- und Beschäftigungs­
stabilisierung: Die kurzfristigen Produktivitäts- und Gewinnschwankungen, 
die auf Grund einer Stabil isierung der Beschäftigung seitens der Unterneh­
men bei konjunkturellen Nachfrageschwankungen auftreten ,  wären durch 
die Vermeidung von Lohn- und Preisspiralen infolge von Schocks motiviert. 
Abgesehen davon kann das die Beschäftigung stabilisierende Unter­
nehmensverhalten auch durch die Angst vor einer Verwirkl ichung des 
Wirtschaftsprogramms der SPÖ in Form einer Änderung der Entschei­
dungsverhältnisse in Richtung eines betrieblichen Mitbestimmungsrechts 
bei allen konstitutiven Unternehmensentscheidungen20 begründet gewesen 
sein,  was nach Ende der Alleinregierung nicht mehr zutraf. 

Auch der Staat trug seinen Teil zum öffentlichen Gut Vollbeschäftigung 
bei , und zwar durch fiskalpolitische Maßnahmen (Beschäftigungspro-
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gramme) und eine Vorreiterrolle der staatlichen Unternehmen in puncto 
Produktions- und Beschäftigungserhaltung, vor allem aber durch Unterlas­
sungen (trotz konjunktureller Verschlechterung des Budgetsaldos erfolgten 
keine Steuererhöhungen und Ausgabenkürzungen, um die Güternachfrage 
nicht zu gefährden, sondern via automatische Stabilisation zu stützen) . Die 
ökonomischen Voraussetzungen dazu waren vergleichsweise gut. 21 Die 
Auffassung vom "Durchtauchen" sogar längerer Krisen war n icht nur wirt­
schaftspol itischer,22 sondern allgemein gesellschaftl icher Konsens.23 Fer­
dinand Lacinas Aussage24 deutet auf all d iese Überlegungen zum Wirt­
schafts- und Staatsverhalten h in :  "Die spezifisch Österreichische Reaktion 
in diesen Rezessionsjahren ( 1 974, 1 975) kann zum Teil aus der Struktur 
der Österreichischen Wirtschaft und Gesellschaft erklärt werden." 

Lacina merkt dort aber auch an: "Viel an Verantwortung für die Unterneh­
mungen und die Beschäftigung ist in dieser Zeit auf die politischen Instan­
zen abgewälzt worden." Unternehmen haben ihren Teil der Kontrakterfüllung 
auf den Staat abgeladen. Dieses Zurücktreten der Unternehmen von ihrer 
früheren beschäftigungspol itischen Mitverantwortung dürfte ein Beitrag zur 
Erklärung der substantiellen Erhöhung der Arbeitslosigkeit im Österreich 
der früher achtziger Jahren sein .  Der implizite Kontrakt zwischen den 
Arbeitsmarktparteien wurde so stillschweigend gekündigt, wie er einst be­
gründet worden war. Natürlich kann die sprunghafte Verschlechterung der 
Arbeitsmarktsituation auch durch die - via Schi l l ing/DM-Stabil isierung be­
sonders effektive und schädliche - Hochzinspolitik der Deutschen Bundes­
bank und durch die auch sonst restriktive Wirtschaftspolitik im konservativ 
gewordenen Ausland erklärt werden : "Die austro-keynesianische Konzep­
tion mußte nach Anfangserfolgen in Schwierigkeiten geraten, weil sie im Al­
leingang versucht wurde."25 

Immerhin fällt jedoch parallel zur Verdreifachung der Arbeitslosenquote 
und deren Beharren auf diesem hohen Niveau der Wandel im gesellschaft­
l ichen Bild des Unternehmers auf: Zuvor war "der gute Unternehmer'' jener 
gewesen,  der seine Mitarbeiterinnen - in Anlehnung an das doch so propa­
gierte japanische System - langfristig halten kann.  Heute ist "der gute Un­
ternehmer" jener, der - in Anlehnung an das Image der US Job Machinein 
Form eines deregul ierten ,  flexiblen Arbeitsmarktes ("hire and fire") - auf 
das Konzept des Shareholder Value in Gestalt ku rzfristig orientierter Ge­
winnmaximierung setzt. Dabei konzentriert man sich auf die Strategie des 
Lean Management in der Variante der Personal(kosten)minimierung, also 
auf den Kostensenkungswettlauf statt auf den durch unternehmensinternen 
Humankapitalaufbau fundierten Qualitäts- und Produktivitätswettbewerb 
von Firmen. Die Börsen honorieren Down-sizing statt Up-grading. Dieses 
neue, dem Ausland nachempfundene ldealbild, prägt die Österreich ische 
Wirtschaftsgesellschaft inzwischen nicht unwesentlich. Dies geschieht 
verblüffenderweise trotz der fehlenden Abstützung der meisten Unterneh­
men auf den Aktienmarkt sowie trotz der Arbeitskostenreduktion durch eine 
Senkung der Personalfluktuation und trotz der Produktivitätssteigerung, die 
sowohl durch hohe Löhne (Effizienzlohn-Theorie)26 als auch durch firmen-
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interne Personalentwicklung (Humankapitai-Theorie}27 gelingt. Offenbar 
zeigt sich darin die Präsenz von Marktversagen, nämlich einerseits auf 
Grund hoher Zeitpräferenz und folglich kurzfristiger (kurzsichtiger) Orientie­
rung der Unternehmen,28 andererseits infolge einer Fokusierung auf den 
Kostenfaktor Lohnsatz, der im Vergleich zum Kostensenkungsfaktor Pro­
duktivität und zum Nachfragefaktor Masseneinkommen leichter wahrnehm­
bar sein mag. 

4.3 Der Staat als Firma 

Schließlich ist im Gefolge der wirtschaftstheoretischen Entwicklung 
(Monetarismus, Supp/y-side Economics, Neue klassische Makroökono­
mie}29 selbst im staatlichen Bereich die H inwendung zum einzel­
wirtschaftlichen (betriebswirtschaftl ichen) Handeln wie zum einseitig 
kostenorientierten Denken erfolgt (Thatcherismus, Reaganomics, New Pu­
b/ic Managemen�. Die Thematik und Herausforderung von Marktversagen 
im Bereich öffentlicher Güter (primär Arbeitslosigkeit und Einkommens­
polarisierung) und externer Effekte (hauptsächlich Umweltkosten) erfährt 
eine abnehmende Anerkennung.30 l n  der Terminologie der öffentlichen 
Finanzgebarungsgrundsätze ausgedrückt, erhält in der staatl ichen Funk­
tionsausübung das Kriterium der Sparsamkeit Vorrang gegenüber dem der 
Zweckmäßigkeit, so daß das auf volkswirtschaftlicher Ebene sinnvollerwei­
se umfassende Konzept der Effizienz, wo Input und Output samt qualitati­
ven und überbetrieblichen Belangen inkludiert sind, nur einseitig und ver­
kürzt angewandt wird .  

Dieser Auffassungswandel schlägt sich n icht nur in der  Fiskal- ,  
Privatisierungs- und (eingeschränkt) in der Deregul ierungspol itik nieder, 
sondern gilt auch für die innere Organisation des öffentlichen Sektors: New 
Public Managemenf31 ist im Grunde einzelwirtschaftlich orientiert und ge­
nügt als solches vorrangig dem Aspekt der Ressourcenminimierung im öf­
fentlichen Sektor. So trägt dieses Konzept dazu bei, daß die volkswirtschaft­
liche, an der gesellschaftl ichen Wohlfahrt gemessene Outputoptimierung 
gegenüber der bloß betriebswirtschaftlich ausgerichteten Inputminimierung 
zu kurz kommt,32 wie das Beispiel Neuseelands und seine gravierenden 
sozialen Begleiterscheinungenen zeigen.33 Schließt nämlich eine unter 
Budgetkonsolidierungszwang stehende Regierung einen Leistungser­
stellungsvertrag mit der Verwaltung ab, so tendiert sie, wie oben ausgeführt, 
zum "Kauf" von Gütern (Verwaltungsleistungen), die eher den greifbaren 
Charakter von privaten Gütern (mit gruppenspezifischen Vorteilen) haben, 
als zur Bereitstellung von schwerer faßbaren öffentlichen Gütern mit gleich­
mäßigerer Nutzenvertei lungswirkung. Gerade im Bereich kollektiver Ent­
scheidungen bedeutet dies eine unzureichende Erfüllung der Hauptfunktio­
nen des Staates, nämlich der überbetrieblichen (metaökonomischen) Auf­
gaben.34 

ln diesem Sinn ist die öffentliche Finanzwirtschaft eben keine Firma, wel­
che bloß genau die von den einzelnen Kundinnen nachgefragten Leistungen 
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befriedigt (Äquivalenzprinzip der Besteuerung} .35 Gemäß dem Äquivalenz­
prinzip wird durch Abstimmungen über die staatlichen Projekte samt ihrer 
Finanzierung entschieden. Dabei werden die Stimmbürgerinnen gemäß ih­
rem lndividualnutzen-Kalkül nur den unmittelbar für sie anfallenden Nutzen 
berücksichtigen und ihn bloß den privaten Kosten der Besteuerung gegen­
überstellen , nicht aber den volkswirtschaftlichen Alternativkosten (den Ko­
sten der Nicht-Realisierung von Projektenmit Öffentlichem-Gut-Charakter) . 

Die politische Entwicklung geht allerdings gerade in die Richtung der ge­
rade skizzierten Phänomene: Zum einen sollen nach Aussage des neuen 
Wirtschaftskammer-Präsidenten die Staatsfinanzen mit Hi lfe von Unter­
nehmensberatungsfirmen saniert werden. Zum anderen wird im staatlichen 
Bereich das pol itisch-admin istrative Prinzip tendenziell durch das Markt­
prinzip in Form von immer mehr direkt-demokratischen, regionalisierten 
und personen- statt programmorientierten Wahlentscheidungen ersetzt. 
Dadurch mangelt es an Gemeinwohldenken, und die gesellschaftliche 
Wohlfahrt leidet darunter. 

5. Resümee 

Die offiziel len, laufenden Wirtschaftsdaten auf makroökonomischer Ebe­
ne, die auf Basis der am Markt produzierten und bewerteten Güter gewon­
nen werden, sind als aggregierte Größen für die Bewertung der gesell­
schaftl ichen Wohlfahrt (Lebensqual ität) irreführend. Neben einer weitge­
henden Vernachlässigung der Nicht-Marktproduktion verbergen sie nämlich 
strukturelle und qualitative Detai l informationen (Vertei lung, Ressorcen­
knappheiten, Güter- und Umweltqualität) . Öffentliche Güter (Vertei lungs­
gerechtigkeit, effiziente Ressourcenkonservation, gesellschaftlich wertvolle 
Gütereigenschaften, Umweltgüte etc.) sind als qualitative Komponente für 
die gesellschaftliche Wohlfahrt mitentscheidend, indem sie über den mate­
riel len Wohlstand, über die quantitative Komponente hinausgehen. Gleich­
wohl werden Wohlstandsaggregate quantitativen Charakters und kommer­
ziell-marktl icher Provenienz als wirtschaftl iche und wirtschaftspolitische 
Leistungs-, Problem- und Ziei-Kenngrößen verwendet, was per se schon 
Verteilungskonsequenzen hat. 

Im System der Marktkonkurrenz zielt individuelles Wohlstandsstreben 
anreizbedingt hauptsächlich auf den materiel len Teilaspekt der Wohlfahrt 
ab, obwohl öffentliche Güter mit ihrem überwiegend qualitativen Charakter 
positive Rückkoppelungseffekte auf d ie langfristige Wohlstandsentwicklung 
haben. Dies unterscheidet die util itaristische, l iberalistische von der sozial­
konstruktivistischen , kommunitaristischen Sicht der Wirtschaftsgesel l­
schaft 

Die neunziger Jahre waren eine Ära der I ndividualisierung und Ent­
solidarisierung, Liberalisierung und Konkurrenzierung. Aus ökonomischer 
Perspektive ist dieser Gesellschaftstrend zum einen mit der Änderung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und Problemstellungen zu erklären , 
vor deren Hintergrund die Wählerinnen zu den (rechten) Parteien mit jenen 
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(konservativen bis liberalen) wirtschaftspolitischen Auffassungen tendieren, 
von denen sie glauben, daß sie die wirtschaftl ichen Herausforderungen bes­
ser meistern würden. Dabei kommt der "Vermarktung" von Theorien und 
Politiken besondere Bedeutung zu. 

Zum anderen ergab sich eine Neuformierung der wirtschaftl ichen Interes­
sengemeinschaften :  von den All ianzen Sachkapitalinvestorlnnen und 
Arbeitnehmerinnen versus Finanzkapitalinvestorinnen zu den Interessen­
gemeinschaften Sach- und Finanzkapitalinvestorinnen versus Arbeitneh­
merlnnen. ln der ( lnteressen-)Politik werden Begriffe wie "Firma Österreich" 
eingesetzt, um in der Diskussion , wie denn dem globalen Wettbewerb zu 
begegnen sei, (engstirnige) nationale I nteressen ins Treffen zu führen, die 
nur verwirklicht werden könnten (und das vermutlich weder in wesentli­
chem Ausmaß noch auf längere Sicht), wenn die Arbeitnehmerinnen sich 
auf die weltweite Lohnsenkungs- und Arbeitsderegul ierungs- und 
-flexibil isierungs-Konkurrenz einl ießen . Das fördert selbst die Bereitschaft 
der Wirtschaftsteilnehmerlnnen, sich auf Lohn- , Sozial- und Umwelt-Dum­
ping einzulassen. So verstärkt sich auf globaler Ebene der I ndividualismus 
der Nationalstaaten, erhöht sich die Wettbewerbsintensität und dominiert 
das Streben nach Maximierung der Nettoexporte statt nach effizienter Be­
darfsdeckung durch Importe. Aus mangelnder internationaler Kooperation 
in der Wirtschaftspolitik kann weltwirtschaftlich ein Negativsummenspiel 
werden. 

Selbst auf kleinerer, nationaler Ebene, wo Kooperation noch leichter orga­
nisiert werden kann ,  ist der kooperative Ausgleich der Gruppeninteressen 
im Interesse des Gemeinwohls durch ein Defektieren der Unternehmen im 
Rahmen der Österreichischen Wirtschafts- und Sozialpartnerinnenschaft 
(oder auch des deutschen Pakts für Arbeit) geschwächt worden. Die 
Unternehmerinnenschaft erfül lt ihren Tei l  des "impliziten Kontrakts" nicht 
mehr so wie noch vor zwanzig Jahren. Das Unternehmerische Idealbild ei­
ner Personalbindung an die Firma und Personalentwicklung innerhalb der 
Unternehmung wurde merklich durch jenes des Shareholder Value und 
Lean Management ersetzt. Alternative Erwägungen (Humankapital- und 
Effizienzlohn-Theorie) werden - der geringen Bedeutung des Aktienmark­
tes zum Trotz - gegenüber dem Konzept des Shareholder Value gering ge­
schätzt. 

Die wirtschaftstheoretische und -politische Entwicklung der vergangenen 
dreißig Jahre förderte den Einzug der individual istischen, einzelwirt­
schaftlichen Denk- und Handlungsweise selbst in den öffentlichen Sektor. 
Obwohl die funktionelle Finanzwissenschaft längst etabliert ist, nimmt in der 
Einschätzung durch Theorie und Politik die Bedeutung der öffentlichen Gü­
ter (Gemeinschaftsinteressen) ab, wodurch die Beachtung des Gemein­
wohlaspekts geschwächt wird: Spezifisch öffentliches Interesse wird im­
mer geringer eingeschätzt, so daß aggregierter (materieller) Wohlstand 
immer mehr mit gesel lschaftl icher Wohlfahrt identifiziert wird .  

Dies macht sich n icht nur im Bereich der  Wirtschaftspolitik bemerkbar 
(Budgetkonsolidierung, Staatsquoten-Rückführung, Liberalisierung, Priva-
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tisierung), sondern konsequent auch innerhalb des öffentlichen Sektors in 
Gestalt des New Public Management. Sogar der Staat wird nunmehr als Fir­
ma angesehen . Die immer mehr mittels d irekt-demokratischer, lobbyi­
stischer und personen- statt programmbezogener Instrumente artikulierte 
Nachfrage der Privaten nach staatl ichen Leistungen und deren zweckge­
bundener Finanzierung (Äquivalenzprinzip) wird zu minimalen verwal­
tungswirtschaftlichen Kosten (New Public Management) statt volkswirt­
schaftl ichen Kosten befriedigt wird. Programm-, Budget- und Politik­
optimierung greifen analytisch immer weniger weit. Dadurch wird die über­
betriebliche Aufgabenerfüllung des Staates vernachlässigt, und der quanti­
tative wie der qualitative Outputaspekt staatlicher Aktivität kommen dabei 
systematisch zu kurz. 
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Zusammenfassung 

Quantitative Wohlstandsmaße (z.B. das BIP} sind als wirtschaftspolitische Zielgrößen zu 
kritisieren. Die qualitativen Komponenten des umfassenderen, volkswirtschaftlich rele­
vanten Begriffs gesellschaftliche Wohlfahrt werden dabei mißachtet: Öffentliche Güter wie 
Verteilungsgerechtigkeit, Vollbeschäftigung, Arbeitsplatz- und Umweltqualität werden je­
doch vom Markt kaum produziert und würden eine entsprechende Wirtschaftspolitik erfor­
dern. Doch auf Grund ihrer Analysemethodik und politischen Interessenlage nimmt die 
konservativ-l iberale Wirtschaftswissenschaft und -politik auf solche wohlfahrtspoliti­
schen Aspekte keine Rücksicht. Gerade in Zeiten der Entsolidarisierung propagiert sie 
den egoistischen, aber nicht ungefährlichen Wettbewerb auf globaler Ebene. Gleichzei­
tig ist ein Trend weg von wirtschaftspartnerlnnenschaftlicher Zusammenarbeit hin zur 
Shareholder-Mentalität festzustellen. Schließlich wird der Staat als Firma angesehen -
eine Sicht, die, wie die anderen aufgezeigten Tendenzen, wirtschaftspolitische Verant­
wortlichkeit und gesellschaftliche Wohlfahrt aushöhlt. 
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